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                                                                                                       Im März 2008
                                                                                                                                      Alle News-Ausgaben sind nachzulesen

                                                                                                                                                 unter:  www.gdp-steinfurt.de/senioren
Beamte fühlen sich gegenüber ihren angestellten Kollegen benachteiligt
Die Staatsdiener scheinen den Petitionsausschuss entdeckt zu haben. 
Mehr als 17 000 Beamte haben vergeblich den Vermittlungsausschluss des Landtages NWR in Düsseldorf um Hilfe gegen die Verlagerung ihrer Besoldungserhöhung um 6 Monate angerufen. Der Landesfinanzminister will die Tariferhöhung im öffentlichen Dienst ab Januar 2008 für die Beamtinnen und Beamten erst am 01. Juli nachvollziehen. Täglich gehen dazu weitere Schreiben ein. 
Diese Petitionen wurden aber vom Ausschuss als unbegründet zurückgewiesen. Die Begründung: „Die Argumente der Beamten gegen die Verschiebung auf den 01. Juli 2008 seien während des parlamentarischen Beratungsverfahrens ausreichend gehört worden.“ Der Landtag habe auch  die Lage des Haushalts berücksichtigen müssen. Bei Abwägung aller Umstände sei eine Besoldungserhöhung vor dem 01. Juli nicht möglich gewesen.
Der GdP-Landesseniorenvorstand wird sich auf seiner Sitzung am 17. März 2008 ausgiebig mit dem Thema nochmals beschäftigen.
Sehr zahlreich sollen auch die Eingaben, in denen sich die Beamten über die überlange Bearbeitungszeit der Beihilfeanträge bei LBV beschweren, sein. Hier  setzt sich auch der Ausschuss nachhaltig für eine schnelle Bearbeitung ein, so berichtet die Zeitschrift „Landtag intern“ in ihrer letzten Ausgabe. 
Eine PDF-Datei (4 Seiten) mit der Antwort bezüglich der Bearbeitungsdauer von Beihilfeanträgen der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 2248 des Abgeordneten Ewald Groth Grüne Drucksache 14/6054 kann bei mir (APS) angefordert werden. 
Karlsruhe schafft Rechtssicherheit für polizeiliche Online-Durchsuchung

Berlin. Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) begrüßt, dass mit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts Rechtssicherheit über die Zulässigkeit der Online-Durchsuchung geschaffen wurde. GdP-Vorsitzender Konrad Freiberg: „Die Entscheidung der höchsten Bundesrichter beendet gleichzeitig ausufernde Spekulationen und respektiert die Ängste und Vorbehalte der Bürger gegen Eingriffe des Staates in ihren intimsten Lebensbereich.  Für die Gewerkschaft der Polizei ist die Online-Durchsuchung immer nur unter strengen rechtlichen Vorgaben und nur zum Schutz hochrangigster Rechtsgüter denkbar gewesen.  Niemand kann Zweifel daran haben, dass die Verhinderung eines Terroranschlags mit möglicherweise vielen Toten und Verletzten in den vom Bundesverfassungsgericht gesetzten Rahmen gehört.“

Die politisch Verantwortlichen, so Freiberg weiter, seien nun gefordert, die Maßgaben des Gerichts aufzugreifen und umzusetzen. Er mahnte, bei der Anpassung des Gesetzes für die polizeiliche Online-Durchsuchung von Rechnern mutmaßlicher Terroristen und Schwerkrimineller nicht zuviel Zeit verstreichen zu lassen. Die Strafverfolgungsbehörden benötigten nun rasch eine praxisorientierte Arbeitsgrundlage.

Freiberg: „Auch nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts müssen Antworten darauf gefunden werden, dass mehr und mehr Kriminalität im Internet geplant, verabredet, vorbereitet oder begangen wird. Diese modernen Tatbegehungsweisen erfordern auch bei den Strafverfolgungsbehörden Möglichkeiten, darauf angemessen reagieren zu können.“
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Versorgungsausgleich nach Scheidung neu berechnen 

Der GdP-Senioren-Homepagebeauftragte H. Werner Fischer veröffentlichte folgenden Artikel zum Versorgungsausgleich:
„In Bremen hat sich ein Rechtsanwalt (ehemaliger Polizeibeamter) eines besonderen Problems beim Versorgungsausgleich nach der Ehescheidung angenommen: Durch die Reduzierung des Höchstsatzes der Beamtenpensionen von 75 auf 71,75 Prozent müssen die Ausgleichsberechnungen neu erfolgen. Für Bremer Kollegen wurden dadurch bereits Gutschriften von mehreren tausend EURO erwirkt. Betroffen sind Beamtinnen und Beamte, die mindestens 

55 Jahre alt sind.“ 

Da der Versorgungsausgleich im Scheidungsverfahren von dem Grundgedanken geprägt ist, dass während der Ehezeit erworbene Rentenanwartschaften hälftig geteilt werden sollen, hat der Gesetzgeber als Korrektiv eine mögliche Abänderung der alten und aus heutiger Sicht „falschen“ Entscheidung zum Versorgungsausgleich im Scheidungsverfahren geschaffen. 

Es besteht ein gesetzlicher Auskunftsanspruch auch außerhalb des Gerichtsverfahrens und gerade zur Prüfung der Voraussetzung der erforderlichen 10 %-Hürde gegen den geschiedenen Ehepartner (oder Hinterbliebene) und letztlich deren Versorgungsträger. 

Anträge dazu müssen beim LBV gestellt werden. 

Einmalige Beratungskosten werden in der Regel von den Rechtsschutzversicherungen übernommen (vorher dort anfragen!).

Wichtig ist hier noch der Hinweis, dass es natürlich keinen GdP-Rechtsschutz geben kann, da es sich um eine private familienrechtliche Angelegenheit handelt. 

Weiteres Informationsmaterial kann angefordert werden: 

per eMail RA Stege: rastege@raeno.de 

per Telefon RA Stege: 0421/321988 

Bernd Stege, Rechtsanwalt in Bremen 

Wir fordern Seniorengerechtigkeit 

mit Nachdruck ! 

Euer 

Ansprechpartner für Senioren 
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